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hat der 6. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 

auf die mündliche Verhandlung vom 3. Juli 2002 

durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht 

Dr. B a r d e n h e w e r und die Richter am Bundes- 

verwaltungsgericht Dr. H a h n Dr. G e r h a r d t 

B ü g e und Dr. G r a u 1 i c h 

 

für Recht erkannt: 

 

Das Urteil des Niedersächsischen Oberverwaltungs- 

gerichts vom 30. Mai 2001 wird geändert. 

 

§ 1 Abs. 1 bis 6 der Verordnung über das Halten  

gefährlicher Tiere (Gefahrtierverordnung- 

GefTVO) vom 5. Juli 2000 (Nds.GVB1 S. 149) wird  

für nichtig erklärt, soweit die Regelungen die  

Haltung von Hunden der Rasse American Stafford- 

shire Terrier betreffen. 

 

Im Übrigen werden der Normenkontrollantrag abge- 

lehnt und die Anschlussrevision des Antragsgeg- 

ners zurückgewiesen. 

 

Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens 

beider Rechtszüge. 

 

G r ü n d e 

 

Der Antragsteller ist Halter eines im Juni 1995 geborenen Rü- 

den der Rasse American Staffordshire Terrier, der einen We- 

senstest bestanden hat. 

 

Mit dem vorliegenden Normenkontrollantrag wendet er sich gegen 

Vorschriften der Verordnung über das Halten gefährlicher Tiere 

(Gefahrtier-Verordnung - GefTVO) vom 5. Juli 2000 (Nds.GVB1  

S. 149). Die Verordnung unterscheidet zwischen Hunden der Ras- 

sen Bullterrier und American Staffordshire Terrier, des Typs  

Pit Bull Terrier sowie deren Kreuzungen (im Folgenden: Katego- 

rie I) und den in Anlage 1 zu §2 Abs. 1 GefTVO aufgezählten 
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Hunden (im Folgenden: Kategorie II). 

 

Für Hunde der Kategorie I bestimmt die Verordnung im Wesentli- 

chen: Die nicht gewerbliche Haltung, Zucht und Vermehrung ist  

verboten (§ 1 Abs. 1 GefTVO). Für die Haltung von Hunden, die  

bei In-Kraft-Treten der Verordnung vorhanden waren, wird eine 

Ausnahmegenehmigung erteilt, wenn der Hund einen Wesenstest  

bestanden hat, durch seine Haltung im Einzelfall keine Gefahr  

für Dritte entsteht und der Halter über die durch Vorlage ei- 

nes Führungszeugnisses nachzuweisende persönliche Eignung und  

die notwendige Sachkunde verfügt (§ 1 Abs. 2 GefTVO). Wesens- 

getestete Hunde unterliegen einer Kennzeichnungspflicht (§ 1  

Abs. 3 GefTVO). Bei Bestehen des Tests ist anzuordnen, dass  

der Hund unfruchtbar gemacht wird (§ 1 Abs. 4 GefTVO), bei 

Nicht-Bestehen wegen eines außergewöhnlichen Aggressionspoten- 

zials und dadurch bedingter erheblicher Gefahr für Menschen,  

dass er getötet wird (§ 1 Abs. 5 GefTVO). Für die Führung der  

Hunde außerhalb einer Privatwohnung oder eines ausbruchsicheren 

Grundstücks ist u.a. ein ständiger Maulkorb- und Leinen- 

zwang ohne Befreiungsmöglichkeit vorgeschrieben (§ 1 Abs. 6  

Satz 2 GefTVO). 

 

Die Hunde der Kategorie II unterliegen einem Maulkorb- und 

Leinenzwang, von dem unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 2  

GefTVO eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden kann (§ 2  

GefTVO). 

 

Der Antragsteller hat am 7. August 2000 den Normenkontrollan- 

trag gestellt und beantragt, 

 

§ 1 Abs. 1 bis 6 der Verordnung über das Halten gefährli- 

cher Tiere (Gefahrtier-Verordnung - GefTVO) vom 5. Juli  

2000 für nichtig zu erklären. 
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Der Antragsgegner hat beantragt, 

 

den Normenkontrollantrag zurückzuweisen. 

 

Das Oberverwaltungsgericht hat unter Ablehnung des Normenkon-

trollantrags im Übrigen § 1 Abs. 1 GefTVO für rechtswidrig,  

jedoch bis zum 31. Dezember 2001 mit der Maßgabe für weiterhin 

anwendbar erklärt, dass für die betreffenden Hunde die übrigen 

Vorschriften des § 1, soweit nicht für nichtig erklärt, anzu- 

wenden sind; ferner hat es die Vorschriften des § 1 Abs. 4, 5  

und Abs. 6 Satz 2, soweit darin eine Maulkorbpflicht auch bei 

bestandenem Wesenstest angeordnet wird, für nichtig erklärt.  

Zur Begründung seiner Entscheidung hat das Oberverwaltungsge- 

richt im Wesentlichen ausgeführt (vgl. NVwZ-RR 2001, 742): 

 

Die Gefahrtier-Verordnung finde in § 55 NGefAG, der allgemei- 

nen ordnungsbehördlichen Ermächtigungsgrundlage für Verordnun- 

gen zur Gefahrenabwehr, ihre rechtliche Grundlage. Als Teil  

des allgemeinen Gefahrenabwehrrechts unterfalle die Gefahr- 

tier-Verordnung der Rechtssetzungskompetenz der Länder. Die 

angegriffenen Regelungen gehörten nicht zu denjenigen wesent- 

lichen Entscheidungen, die einem Parlamentsgesetz vorbehalten  

seien. Sie seien zudem hinreichend bestimmt. 

 

Der Antragsgegner habe aufgrund der ihm nach § 55 NGefAG zu- 

stehenden Einschätzungsprärogative davon ausgehen dürfen, dass  

von Hunden der Kategorie I eine abstrakte Gefahr für die öf- 

fentliche Sicherheit vor allem in Gestalt des Lebens und der 

Gesundheit von Menschen ausgehe. Dies ergebe sich zum einen  

daraus, dass an Verantwortungsbewusstsein und Befähigung der  

Halter unstreitig besondere Anforderungen zu stellen seien,  

jedoch nicht jeder Halter die Gewähr für ein gefahrloses Ver- 

halten seines Hundes biete. Zum anderen habe der Antragsgegner  

auch ein rassespezifisches Gefahrenpotenzial bei Hunden der 

Kategorie I annehmen dürfen. Die Fachliteratur gelange zwar 
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fast durchgängig zu dem Ergebnis, dass es keine von sich aus 

gefährlichen Hunderassen, sondern nur gefährliche Hundeindivi- 

duen gebe. Andererseits werde aber gerade hinsichtlich der  

Hunde der Kategorie I vielfach von Zuchtlinien, Defektzuchten  

bzw. unbiologischen Zuchtauslesen berichtet, die sich durch  

eine besondere Aggressivität auszeichneten. Besonders aussage- 

kräftig sei insoweit das vom Antragsgegner zur Begründung sei- 

ner Gefahrenprognose herangezogene Gutachten zum Verbot von 

Qualzüchtungen. Die diesbezügliche Kritik habe er im Rahmen  

seiner Einschätzungsprärogative vernachlässigen dürfen. 

 

Der Verordnungsgeber habe aber die ihm nach § 55 NGefAG ge- 

setzten Ermessensgrenzen überschritten. Diese ergäben sich aus  

den einschlägigen Freiheitsgrundrechten (Art. 14 Abs. 1 GG und  

Art. 2 Abs. 1 GG), dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sowie  

dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. Das in  

§ 1 Abs. 1 GefTVO statuierte Haltungs-, Zucht-, und Vermeh- 

rungsverbot sei nicht erforderlich, da ein milderes, aber  

trotz eines "gewissen Restrisikos" in gleicher Weise wirksames  

Mittel darin bestehe, für die Haltung, Zucht und Vermehrung  

der Hunde eine Erlaubnispflicht vorzusehen und die Erteilung  

der Erlaubnis grundsätzlich von denjenigen Voraussetzungen ab- 

hängig zu machen, die der Antragsgegner - insbesondere in der  

Form des Nachweises der individuellen Ungefährlichkeit des je- 

weiligen Hundes durch einen Wesenstest sowie der Eignung und  

Sachkunde des Halters - für die Genehmigung der weiteren Hal- 

tung der bei In-Kraft-Treten der Verordnung vorhandenen Hunde 

vorgesehen habe. Nach denselben Maßstäben sei auch das Infer-

tilisierungsgebot nach § 1 Abs. 3 GefTVO nicht erforderlich.  

Die Tötungsverpflichtung nach § 1 Abs. 5 GefTVO sei zwar ver-

hältnismäßig, verstoße aber gegen den Gleichheitsgrundsatz,  

weil sie Hunde der Kategorie II bei Nicht-Bestehen des Wesens- 

tests unter gleichen Bedingungen nicht erfasse. Unter Berück-

sichtigung der fachwissenschaftlich belegten negativen, ggf.  

sogar aggressionssteigernden Auswirkungen sei die Maulkorb- 
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pflicht nach § 1 Abs. 6 GefTVO bei bestandenem Wesenstest vom 

Regelungsspielraum des gefahrenabwehrenden Verordnungsgebers  

nicht mehr gedeckt. Im Übrigen seien die angegriffenen Rege- 

lungen nicht zu beanstanden. 

 

Der Antragsteller begründet die Revision im Wesentlichen wie  

folgt: Die angegriffenen Vorschriften verstießen gegen den 

Gleichheitssatz des Art. 3 GG. Es sei nicht zu rechtfertigen,  

Hunde allein wegen der Zugehörigkeit zu einer Rasse unwider- 

leglich als abstrakt gefährlicher einzustufen als andere Hun- 

de. Das Oberverwaltungsgericht hätte aufgrund der vorgelegten 

Beißstatistiken, wissenschaftlichen Gutachten und Stellungnah- 

men sowie der Ergebnisse der bisher durchgeführten Wesenstests  

zu der Überzeugung gelangen müssen, dass kein sachlicher Grund  

für die Diskriminierung bestimmter Hunderassen im Vergleich zu  

anderen bestehe. Dem vom Verordnungsgeber zugrunde gelegten 

"Qualzuchtgutachten" sei kein wissenschaftlicher Wert  

beizumessen. Das Oberverwaltungsgericht habe die ihm vorgeleg- 

te fachwissenschaftliche Kritik offenbar überhaupt nicht ge- 

würdigt. Zumindest hätte es den Sachverhalt, wie mehrfach an- 

geregt, durch Befragung von Sachverständigen weiter erforschen  

müssen. Der fortbestehende Leinenzwang trotz bestandenem We- 

senstest müsse unweigerlich zu Verhaltensstörungen in Form  

leicht auslösbarer Aggressivität führen; die Maßnahme stelle  

sich als ungeeignetes Mittel zur Bekämpfung der von Hunden  

ausgehenden Gefahren dar. 

 

Der Antragsteller beantragt, 

 

das angefochtene Urteil zu ändern und nach dem in der  

Vorinstanz gestellten Antrag zu erkennen sowie die An- 

schlussrevision zurückzuweisen. 
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Der Antragsgegner beantragt im Wege der Anschlussrevision, 

 

das Urteil des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts  

vom 30. Mai 2001 aufzuheben und unter Zurückweisung der  

Revision den Antrag des Antragstellers insgesamt abzuleh- 

nen. 

 

Er wiederholt und vertieft sein Vorbringen aus der Vorinstanz  

wie folgt: Im Hinblick auf die Hochrangigkeit der Schutzgüter  

Leben und Gesundheit der gesamten Bevölkerung und besonders 

schutzwürdiger Personenkreise wie Kinder und hilflose, behin- 

derte oder betrunkene Menschen sei das Haltungs-, Zucht- und 

Vermehrungsverbot als geeignetes und einzig taugliches Mittel 

anzusehen, die auch nach bestandenem Wesenstest und erfolgrei- 

cher Eignungs- und Sachkundeprüfung verbleibenden genetischen 

Gefährdungspotenziale auszuschließen. Die Ausnahmegenehmigung  

diene nur der Gewährleistung des Bestandsschutzes und zur Ver- 

meidung besonderer Härten. Die Tötungsanordnung des § 1 Abs. 5  

GefTVO sei nur für Hunde der Kategorie I gerechtfertigt, da  

lediglich bei diesen Zuchtlinien existierten, die - unerkannt  

- über eine genetisch bedingte Hypertrophie des Aggressions- 

verhaltens verfügten. Außerdem sei zu berücksichtigen, dass  

der Wesenstest für Hunde der Kategorie II nicht obligatorisch  

sei. 

 

Der Vertreter des Bundesinteresses hat sich zur Rechtmäßigkeit  

von Rassebenennungen in Rechtsvorschriften zur Bekämpfung ge- 

fährlicher Hunde geäußert. 

 

Die Revision des Antragstellers hat überwiegend, die An- 

schlussrevision des Antragsgegners hat nur zu einem geringen  

Teil Erfolg. Der Normenkontrollantrag, den der erkennende Se- 

nat nach den von den Beteiligten gestellten Anträgen in vollem 
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Umfang revisionsrechtlich zu würdigen hat, ist im Wesentlichen 

zulässig und führt - einerseits über den Anspruch der ange- 

fochtenen Entscheidung hinaus, andererseits diesen einschrän- 

kend - zur Nichtigerklärung der Vorschriften des § 1 Abs. 1  

bis 6 der angegriffenen Verordnung, soweit sie die Haltung von  

Hunden der Rasse American Staffordshire Terrier betreffen. Das 

angefochtene Urteil steht teilweise nicht im Einklang mit Bun- 

desrecht und ist insoweit zu ändern. Im Übrigen bleiben der 

Normenkontrollantrag und die Anschlussrevision des Antragsgeg- 

ners ohne Erfolg. Auf die Verfahrensrügen der Revision kommt  

es nicht an. 

 

1. Der Normenkontrollantrag ist zulässig. Allerdings kann der 

Antragsteller die Vorschriften des § 1 Abs. 1 bis 6 der Ver- 

ordnung über das Halten gefährlicher Tiere (Gefahrtier- 

Verordnung - GefTVO) vom 5. Juli 2000 (Nds.GVB1 S. 149) nur  

insoweit zur Normenkontrolle stellen, als er geltend macht,  

durch die Vorschriften oder ihre Anwendung in seinen Rechten  

verletzt zu sein oder in absehbarer Zeit verletzt zu werden  

(§ 47 Abs. 2 Satz 1 VwG0). Der Antragsteller beruft sich al- 

lein auf seine Rechtsposition als Halter eines Rüden der Rasse 

American Staffordshire Terrier, der den Wesenstest nach § 1  

Abs. 2 Nr. 1 GefTVO bestanden hat. Er ist demnach nicht an-

tragsbefugt, soweit sich die angegriffenen Vorschriften auf  

die anderen in § 1 Abs. 1 GefTVO erwähnten Hunde sowie die  

Zucht und Vermehrung von Hunden beziehen und soweit § 1 Abs. 5  

GefTVO für den Fall, dass der Wesenstest nicht bestanden wird,  

die zuständige Kreisbehörde verpflichtet, die Tötung des Hun- 

des anzuordnen. 

 

2. Die den Antragsteller belastenden Vorschriften des § 1  

Abs. 2, 3, 4 und 6 GefTVO in Verbindung mit der grundlegenden 

Bestimmung des § 1 Abs. 1 GefTVO können kraft Bundesrechts  

nicht auf § 55 Abs. 1 Nr. 4 des Niedersächsischen Gefahrenab-

wehrgesetzes (NGefAG) i.d.F. vom 20. Februar 1998 (Nds.GVB1 
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S. 101) gestützt werden. Diese Bestimmung ermächtigt das In-

nenministerium und im Einvernehmen mit ihm die Fachministe- 

rien, für das Land oder für Teile des Landes, an denen mehr  

als ein Regierungsbezirk beteiligt ist, Verordnungen zur Ab- 

wehr abstrakter Gefahren zu erlassen. Die Regelungen des § 1  

GefTVO beruhen auf der Annahme, dass von bestimmten Hunden al- 

lein wegen ihrer Zugehörigkeit zu den in § 1 Abs. 1 GefTVO ge- 

nannten Rassen bzw. zu dem dort genannten Typ sowie deren  

Kreuzungen eine abstrakte Gefahr ausgeht. Nach den vorliegen- 

den Feststellungen besteht jedoch lediglich ein entsprechender 

Verdacht. Ein bloßer Gefahrenverdacht rechtfertigt kein Ein- 

schreiten der Sicherheitsbehörden in Form einer Rechtsverord- 

nung auf der Grundlage der polizeilichen Generalermächtigung.  

Vielmehr müssen Eingriffe der staatlichen Verwaltung in die 

Freiheitssphäre der Hundehalter zum Zwecke der Gefahrenvorsor- 

ge nach rechtsstaatlichen und demokratischen Grundsätzen in  

einem besonderen Gesetz vorgesehen sein. Das Oberverwaltungs- 

gericht hat bei seiner Entscheidung diesen bundesrechtlichen 

Gesichtspunkt verkannt und damit gegen revisibles Recht ver- 

stoßen. Im Einzelnen ist auszuführen: 

 

a) Aus dem rechtsstaatlichen und demokratischen Verfassungs- 

system (Art. 20 Abs. 1 und 3, Art. 28 Abs. 1 GG) folgt, dass  

in einem Gesetz, durch das die Exekutive zum Erlass von 

Rechtsverordnungen ermächtigt wird, Inhalt, Zweck und Ausmaß  

der erteilten Ermächtigung bestimmt werden. Das Parlament soll  

sich seiner Verantwortung als gesetzgebende Körperschaft nicht  

dadurch entäußern können, dass es einen Teil der Gesetzge- 

bungsmacht der Exekutive überträgt, ohne die Grenzen dieser 

Kompetenzen bedacht und diese nach Tendenz und Programm so ge- 

nau umrissen zu haben, dass schon aus der Ermächtigung erkenn- 

bar und vorhersehbar ist, was dem Bürger gegenüber zulässig  

sein soll. Das Erfordernis hinreichender Bestimmtheit stellt  

die notwendige Ergänzung und Konkretisierung des aus dem Demo- 

kratie- und Rechtsstaatsprinzip folgenden Grundsatzes des Vor- 
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behalts des Gesetzes dar. Welche Bestimmtheitsanforderungen im 

Einzelnen erfüllt sein müssen, hängt von den Besonderheiten  

des jeweiligen Regelungsgegenstandes sowie der Intensität der 

Maßnahme, namentlich der Grundrechtsrelevanz der Regelung ab 

(vgl. BVerfGE 58, 257, 277 f.; BVerwGE 110, 253, 255 f.). 

 

Das Oberverwaltungsgericht hat zutreffend ausgeführt, dass die 

Verwendung der polizeilichen Generalklausel als Grundlage si-

cherheitsbehördlicher Verordnungen unter den genannten verfas-

sungsrechtlichen Aspekten unbedenklich ist, weil sie in jahr-

zehntelanger Entwicklung durch Rechtsprechung und Lehre nach 

Inhalt, Zweck und Ausmaß hinreichend präzisiert, in ihrer Be-

deutung erklärt und im juristischen Sprachgebrauch verfestigt 

ist (vgl. BVerfGE 54, 143, 144). § 55 NGefAG ermächtigt die 

genannten Stellen zum Erlass von Verordnungen zur Abwehr abs-

trakter Gefahren. Die abstrakte Gefahr ist nach § 2 Nr. 2  

NGefAG eine nach allgemeiner Lebenserfahrung oder den Erkennt-

nissen fachkundiger Stellen mögliche Sachlage, die im Fall ih-

res Eintritts eine Gefahr im Sinne des § 2 Nr. 1 NGefAG dar-

stellt, das heißt eine Sachlage, bei der im einzelnen Fall die 

hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer  

Zeit ein Schaden für die öffentliche Sicherheit eintreten  

wird. Gegen diese Umschreibungen ist aus bundesrechtlicher  

Sicht nicht zu erinnern; sie geben zutreffend wieder, was her-

kömmlich unter einer Gefahr im Sinne des allgemeinen Polizei- 

und Ordnungsrechts verstanden wird. 

 

Das Oberverwaltungsgericht hat jedoch übersehen, dass aus der 

landesgesetzlichen Übernahme des überkommenen Gefahrenbegriffs 

nicht nur die Verfassungsmäßigkeit der Ermächtigung in §55 

NGefAG, sondern darüber hinaus auch eine Begrenzung ihrer 

Reichweite folgt. Die Vorschrift ist nur insoweit als Grundla- 

ge für den Erlass einer sicherheitsbehördlichen Verordnung ge-

eignet, als mit ihr Gefahren bekämpft werden sollen, die dem 

genannten Gefahrenbegriff entsprechen. Werden die durch diesen 
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Begriff gezogenen Grenzen überschritten, so liegt darin  

zugleich ein Verstoß gegen Bundesrecht, weil die Einhaltung  

dieser Grenzen unter dem Gesichtspunkt des Gebots einer hin- 

reichend bestimmten Ermächtigungsnorm bundesverfassungsrecht- 

lich geboten ist. Diese bundesrechtliche Begrenzung der Ver-

ordnungsgebung nach § 55 NGefAG hat das Oberverwaltungsgericht 

verkannt. 

 

Der klassische Gefahrenbegriff, der auch dem niedersächsischen 

Gefahrenabwehrgesetz zugrunde liegt, ist dadurch gekennzeich- 

net, dass "aus gewissen gegenwärtigen Zuständen nach dem Ge- 

setz der Kausalität gewisse andere Schaden bringende Zustände  

und Ereignisse erwachsen werden" (vgl. Urteil des PrOVG vom  

15. Oktober 1894, PrVBl 16, 125, 126). Schadensmöglichkeiten,  

die sich deshalb nicht ausschließen lassen, weil nach dem der- 

zeitigen Wissensstand bestimmte Ursachenzusammenhänge weder  

bejaht noch verneint werden können, begründen keine Gefahr,  

sondern lediglich einen Gefahrenverdacht oder ein "Besorgnis- 

potenzial" (vgl. Urteil vom 19. Dezember 1985 - BVerwG 7 C  

65.82 - BVerwGE 72, 300, 315). Das allgemeine Gefahrenabwehr- 

recht bietet keine Handhabe, derartigen Schadensmöglichkeiten  

im Wege der Vorsorge zu begegnen. Die Befugnisse und Ermächti- 

gungen der Verwaltungsbehörden und der Polizei nach dem nie-

dersächsischen Gefahrenabwehrgesetz umfassen Vorsorgemaßnahmen  

nicht ausdrücklich. Die entsprechenden Vorschriften lassen  

sich aber auch nicht in diesem Sinne erweiternd auslegen, in- 

dem der Exekutive, wie es das Oberverwaltungsgericht für gebo- 

ten hält, eine "Einschätzungsprärogative" in Bezug darauf zu 

gebilligt wird, ob die vorliegenden Erkenntnisse die Annahme  

einer abstrakten Gefahr rechtfertigen. Denn eine solche Ein-

schätzungsprärogative ist dem in Generalklauseln nach Art des  

§ 55 NGefAG gefassten allgemeinen Recht der Gefahrenabwehr  

fremd. 

 

Maßgebliches Kriterium zur Feststellung einer Gefahr ist die 
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hinreichende Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts (vgl.  

Urteil vom 26. Februar 1974 - BVerwG 1 C 31.72 - BVerwGE 45,  

51, 57). Das trifft nicht nur für die "konkrete" Gefahr zu,  

die zu Abwehrmaßnahmen im Einzelfall berechtigt, sondern auch  

für die den sicherheitsrechtlichen Verordnungen zugrunde lie- 

gende "abstrakte" Gefahr. Die abstrakte Gefahr unterscheidet  

sich von der konkreten Gefahr nicht durch den Grad der Wahr-

scheinlichkeit des Schadenseintritts, sondern durch den Be- 

zugspunkt der Gefahrenprognose oder, wie der 4. Senat des Bun-

desverwaltungsgerichts in seinem Urteil vom 26. Juni 1970 

 - BVerwG 4 C 99.67 - (DÖV 1970, 713, 715) gesagt hat, durch  

die Betrachtungsweise: Eine konkrete Gefahr liegt vor, wenn in  

dem zu beurteilenden konkreten Einzelfall in überschaubarer  

Zukunft mit dem Schadenseintritt hinreichend wahrscheinlich 

gerechnet werden kann; eine abstrakte Gefahr ist gegeben, wenn  

eine generell abstrakte Betrachtung für bestimmte Arten von 

Verhaltensweisen oder Zuständen zu dem Ergebnis führt, dass  

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden im Einzelfall 

einzutreten pflegt und daher Anlass besteht, diese Gefahr mit 

generell-abstrakten Mitteln, also einem Rechtssatz zu bekämp- 

fen; das hat zur Folge, dass auf den Nachweis der Gefahr eines 

Schadenseintritts im Einzelfall verzichtet werden kann (vgl.  

auch Beschluss vom 24. Oktober 1997 - BVerwG 3 BN 1.97  

Buchholz 418.9 TierSchG Nr. 10). Auch die Feststellung einer 

abstrakten Gefahr verlangt mithin eine in tatsächlicher Hin- 

sicht genügend abgesicherte Prognose: Es müssen - bei abs- 

trakt-genereller Betrachtung - hinreichende Anhaltspunkte vor- 

handen sein, die den Schluss auf den drohenden Eintritt von  

Schäden rechtfertigen. Dabei liegt es im Wesen von Prognosen,  

dass die vorhergesagten Ereignisse wegen anderer als der er- 

warteten Geschehensabläufe ausbleiben können. Von dieser mit  

jeder Prognose verbundenen Unsicherheit ist die Ungewissheit  

zu unterscheiden, die bereits die tatsächlichen Grundlagen der 

Gefahrenprognose betrifft. Ist die Behörde mangels genügender 

Erkenntnisse über die Einzelheiten der zu regelnden Sachver- 
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halte und/oder über die maßgeblichen Kausalverläufe zu der er-

forderlichen Gefahrenprognose nicht im Stande, so liegt keine 

Gefahr, sondern - allenfalls - eine mögliche Gefahr oder ein 

Gefahrenverdacht vor. Zwar kann auch in derartigen Situationen  

ein Bedürfnis bestehen, zum Schutz der etwa gefährdeten  

Rechtsgüter, namentlich höchstrangiger Rechtsgüter wie Leben  

und körperliche Unversehrtheit von Menschen, Freiheitsein-

schränkungen anzuordnen. Doch beruht ein solches Einschreiten  

nicht auf der Feststellung einer Gefahr; vielmehr werden dann 

Risiken bekämpft, die jenseits des Bereichs feststellbarer Ge- 

fahren verbleiben. Das setzt eine Risikobewertung voraus, die  

- im Gegensatz zur Feststellung einer Gefahr - über einen 

Rechtsanwendungsvorgang weit hinausgeht und mehr oder weniger 

zwangsläufig neben der Beurteilung der Intensität der beste- 

henden Verdachtsmomente eine Abschätzung der Hinnehmbarkeit  

der Risiken sowie der Akzeptanz oder Nichtakzeptanz der in Be- 

tracht kommenden Freiheitseinschränkungen in der Öffentlich- 

keit einschließt, mithin - in diesem Sinne - "politisch" ge- 

prägt oder mitgeprägt ist (vgl. BVerfG, Beschluss des Ersten  

Senats - 3. Kammer - vom 28. Februar 2002 - 1 BvR 1676/01 –  

DVB1 2002, 614). Eine derart weit reichende Bewertungs- und 

Entscheidungskompetenz steht den Polizei- und Ordnungsbehörden 

aufgrund der Verordnungsermächtigungen nach Art des § 55  

NGefAG nicht zu. Denn es wäre mit den dargelegten Grundsätzen  

der Bestimmtheit gesetzlicher Ermächtigungen zu Rechtsverord- 

nungen der Exekutive und des Vorbehalts des Gesetzes nicht 

vereinbar, wenn die Exekutive ohne strikte Bindung an den 

überlieferten Gefahrenbegriff kraft eigener Bewertung über die 

Notwendigkeit oder Vertretbarkeit eines Verordnungserlasses 

entscheiden könnte. Die rechtsstaatliche und demokratische Ga-

rantiefunktion der sicherheitsrechtlichen Verordnungsermächti- 

gungen wäre in Frage gestellt, könnte die Exekutive nach dies- 

en Vorschriften bereits einen mehr oder minder begründeten  

Verdacht zum Anlass für generelle Freiheitseinschränkungen  

nehmen. Vielmehr ist es Sache des zuständigen Gesetzgebers, 
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sachgebietsbezogen darüber zu entscheiden, ob, mit welchem 

Schutzniveau (vgl. hierzu Urteil vom 19. Dezember 1985,  

a.a.O., S. 316) und auf welche Weise Schadensmöglichkeiten 

vorsorgend entgegen gewirkt werden soll, die nicht durch aus-

reichende Kenntnisse belegt, aber auch nicht auszuschließen  

sind (vgl. Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungs-recht, 

2002, S. 65 m.w.N.). Allein der Gesetzgeber ist befugt,  

unter Abwägung der widerstreitenden Interessen die Rechts- 

grundlagen für Grundrechtseingriffe zu schaffen, mit denen Ri- 

siken vermindert werden sollen, für die - sei es aufgrund neu- 

er Verdachtsmomente, sei es aufgrund eines gesellschaftlichen 

Wandels oder einer veränderten Wahrnehmung in der Bevölke- 

rung -Regelungen gefordert werden. Das geschieht üblicherwei- 

se durch eine Absenkung der Gefahrenschwelle in dem ermächti- 

genden Gesetz von der "Gefahrenabwehr" zur "Vorsorge" gegen  

drohende Schäden (vgl. etwa § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG, § 5 Abs. 1  

Nr. 2 BImschG, § 6 Abs. 2 GenTG, § 7 BBodSchG). Demgegenüber  

ist in § 55 NGefAG ausschließlich von "Gefahrenabwehr", nicht 

hingegen von "Vorsorge" oder "Vorbeugung" die Rede. Auch darin  

zeigt sich positivrechtlich, dass dem Gefahrenbegriff nicht  

aus sich heraus eine Erstreckung auf die Aufgabe der Risiko- 

oder Gefahrenvorsorge innewohnt. 

 

b) Das Oberverwaltungsgericht hat eine abstrakte Gefahr im  

Sinne der Verordnungsermächtigung des § 55 Abs. 1 Nr. 4 NGefAG  

für gegeben erachtet, ohne auf die bundesrechtlich gebotene 

Abgrenzung zur Gefahrenvorsorge einzugehen. Der erkennende Se- 

nat kann nach den vorliegenden Feststellungen und der Erörte- 

rung in der mündlichen Verhandlung in dieser Frage selbst ent-

scheiden, weil es weiterer Sachaufklärung nicht bedarf. 

 

Die Regelungen des § 1 der Gefahrtier-Verordnung finden in  

§ 55 Abs. 1 Nr. 4 NGefAG keine Rechtsgrundlage. Sie knüpfen  

daran an, dass ein Hund einer bestimmten Rasse (Bullterrier, 

American Staffordshire Terrier) oder einem Typ (Pit Bull Ter- 
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rier) oder einer entsprechenden Kreuzung zugehört. Aus der Zu-

gehörigkeit zu einer Rasse, einem Typ oder gar einer entspre- 

chenden Kreuzung allein lässt sich aber nach dem Erkenntnis- 

stand der Fachwissenschaft nicht ableiten, dass von den Hunde-

individuen Gefahren ausgehen. Zwar besteht der Verdacht, dass  

Hunde der in Rede stehenden Rassen ein genetisch bedingtes 

übersteigertes Aggressionsverhalten aufweisen. Es ist jedoch  

in der Wissenschaft umstritten, welche Bedeutung diesem Faktor  

neben zahlreichen anderen Ursachen - Erziehung und Ausbildung  

eines Hundes, Sachkunde und Eignung des Halters sowie situati- 

ve Einflüsse - für die Auslösung aggressiven Verhaltens zu- 

kommt. Insbesondere liegen weder aussagekräftige Statistiken  

oder sonstiges belastbares Erfahrungswissen noch genetische 

Untersuchungen vor. Insoweit schätzen die Beteiligten, wie die 

mündliche Verhandlung vor dem erkennenden Senat bestätigt hat,  

die Erkenntnislage im Wesentlichen übereinstimmend ein, so  

dass sich weitere Darlegungen erübrigen. 

 

Dem die erhöhte Besteuerung von so genannten Kampfhunden 

betreffenden Urteil des 11. Senats des Bundesverwaltungsge- 

richts vom 19. Januar 2000 - BVerwG 11 C 8.99 - (BVerwGE 110,  

265) liegt keine andere Beurteilung der Gefährdungslage  

zugrunde. Im Gegenteil hat der 11. Senat in diesem Urteil aus-

geführt, die beklagte Gemeinde verfolge mit der Aufzählung be-

stimmter, unwiderleglich als Kampfhunde angesehener Hunderas- 

sen im Steuertatbestand nicht in erster Linie oder gar aus-

schließlich einen im engeren Sinn "polizeilichen" Zweck der 

Gefahrenabwehr. Vielmehr bestehe das Lenkungsziel auch darin,  

ganz generell und langfristig im Gemeindegebiet solche Hunde 

zurückzudrängen, die aufgrund bestimmter Züchtungsmerkmale ei- 

ne "potenzielle Gefährlichkeit" aufwiesen. Da aus der nur po- 

tenziellen Gefährlichkeit bei Hinzutreten anderer Faktoren je-

derzeit eine akute Gefährlichkeit erwachsen könne, sei es 

sachgerecht, "bereits an dem abstrakten Gefahrenpotenzial an- 

zuknüpfen" (a.a.0. S. 275; vgl. auch den erläuternden Be- 
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schluss vom 10. Oktober 2001 - BVerwG 9 BN 2.01 - Buchholz  

401.65 Hundesteuer Nr. 7 S. 12 f.). In dem genannten Urteil  

vom 19. Januar 2000 ist mit Blick auf andere, möglicherweise  

nicht weniger gefährliche Hunderassen wie die in der Steuer- 

satzung genannten Rassen weiterhin ausgeführt, dass den erst-

genannten Rassen die größere soziale Akzeptanz zugute komme,  

die die so genannten Wach- und Gebrauchshunde in der Bevölke- 

rung genössen (a.a.0. S. 276 f.). Dieser Hinweis verdeutlicht,  

dass auch der Urheber der damals umstrittenen Hundesteuersat- 

zung, der als kommunaler Satzungsgeber über einen anderen und 

größeren normativen Gestaltungsspielraum verfügte als der Ur- 

heber der Niedersächsischen Gefahrtier-Verordnung, bei der nä- 

heren Bestimmung der Hunderassen, die er der erhöhten Besteue- 

rung unterwarf, nicht auf ein gesichertes Erfahrungswissen  

über besonders gefährliche Hunderassen zurückgreifen konnte,  

sondern dass insoweit u.a. - gewissermaßen ersatzweise – Ge-

sichtspunkte der sozialen Akzeptanz von Bedeutung waren, die  

für die Feststellung einer Gefahr im Sinne des allgemeinen  

Rechts der Gefahrenabwehr ohne Belang sind. 

 

Fehlt es demnach an ausreichenden Belegen für einen kausalen 

Zusammenhang zwischen Rassezugehörigkeit und Schadenseintritt  

und somit an einer abstrakten Gefahr aufgrund der 

Rassezugehörigkeit, erlaubt das allgemeine Gefahrenabwehrrecht keine 

Maßnahmen des Verordnungsgebers, die allein an die Rassezugehö-

rigkeit anknüpfen. Derartige Regelungen gehören zur Gefahren-

vorsorge und bedürfen, wie dargelegt, einer speziellen gesetz- 

lichen Grundlage. Namentlich hat der Gesetzgeber die etwaige 

Einführung so genannter Rasselisten selbst zu verantworten. 

 

Demgegenüber kann nicht eingewandt werden, es sei offenkundig,  

dass von Hunden im Allgemeinen und von solchen bestimmter Grö- 

ße und Beißkraft in erhöhtem Maße eine abstrakte Gefahr im  

Sinne des allgemeinen Sicherheitsrechts ausgeht, zu deren Be- 

kämpfung die zuständigen Behörden nach Maßgabe des jeweiligen 
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Landesrechts die zulässigen Maßnahmen ergreifen könnten. Denn  

die niedersächsische Gefahrtier-Verordnung knüpft nicht an 

diejenigen Gefahren an, die wegen der Unberechenbarkeit des 

tierischen Verhaltens mit der Haltung von Hunden allgemein  

oder von solchen bestimmter Größe oder Beißkraft verbunden  

sind. Vielmehr sieht der Verordnungsgeber Hunde bestimmter  

Rassen und eines bestimmten Typs als besonders gefährlich an,  

wobei der Beitrag dieser Merkmale zur Gefährlichkeit des ein- 

zelnen Hundes ungeklärt ist. Das Regelungskonzept der Verord- 

nung lässt es nicht zu, die Aufzählung in § 1 Abs. 1 GefTVO  

als Benennung besonders gefährlicher Hunde aufzufassen, die  

nicht wegen ihrer genetischen Herkunft, sondern wegen anderer  

bei ihnen typischerweise gegebenen Merkmale wie etwa ihrer  

Größe oder Beißkraft erfasst werden. Das erkennende Gericht  

ist bei der Beurteilung der Rechtsgültigkeit der Verordnung an  

das ihr zugrunde liegende Regelungskonzept gebunden und darf  

dieses nicht durch ein anderes Konzept ersetzen,. Infolgedessen 

kommt es nicht darauf an, dass der Verordnungsgeber möglicher- 

weise bereits nach der geltenden Gesetzeslage zur Abwehr der von 

Hunden unzweifelhaft ausgehenden Gefahren eine rechtsgül- 

tige Verordnung mit anderem Inhalt hätte erlassen können. Auch  

wenn diese Frage - wofür vieles spricht -zu bejahen wäre,  

würde das an dem dargestellten Rechtsmangel des hier umstrit- 

tenen Regelungswerks nichts ändern. 

 

Auch der vom Oberverwaltungsgericht erwähnte Grundsatz, dass  

im Hinblick auf die Bedeutung der gefährdeten Rechtsgüter  

- Leben und körperliche Unversehrtheit von Menschen - bereits  

die entferntere Möglichkeit eines Schadenseintritts zur Be- 

gründung einer (abstrakten) Gefahr ausreichen kann, eröffnet  

dem Verordnungsgeber nach § 55 NGefAG nicht die Möglichkeit,  

zur Gefahrenabwehr an die Zugehörigkeit eines Hundes zu einer  

Rasse oder einem Typ anzuknüpfen. Richtig ist, dass der Grad  

der Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts, der für die An- 

nahme einer Gefahr erforderlich ist, von der Größe und dem Ge- 
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wicht des drohenden Schadens abhängt: Die Wahrscheinlichkeit  

des Schadenseintritts muss umso größer sein, je geringer der 

möglicherweise eintretende Schaden ist, und sie darf umso  

kleiner sein, je schwerer der etwa eintretende Schaden wiegt  

(vgl. Urteil vom 2. Juli 1991 - BVerwG 1 C 4.90 - BVerwGE 88,  

348, 351). Gleichwohl muss auch dann, wenn ein schwerwiegender 

Schaden befürchtet wird, aufgrund allgemeiner Lebenserfahrung  

oder den Erkenntnissen fachkundiger Stellen zumindest eine ge- 

wisse Wahrscheinlichkeit für den Eintritt dieses Schadens  

sprechen. Von solchen (echten) Gefahrenlagen sind diejenigen  

Fälle zu unterscheiden, in denen - wie hier - wegen erhebli- 

cher Erkenntnislücken lediglich ein Gefahrenverdacht besteht.  

In diesen Fällen kommen nach dem allgemeinen Recht der Gefah-

renabwehr in erster Linie Maßnahmen zur weiteren Erforschung  

des Sachverhalts in Betracht. Dagegen sind Maßnahmen, die über  

die Abklärung des Verdachts hinaus auf die Abwehr der vermute- 

ten Gefahr gerichtet sind, ohne spezialgesetzliche Ermächti- 

gung zur Gefahrenvorsorge grundsätzlich nicht zulässig, und  

zwar auch dann nicht, wenn höchstrangige Rechtsgüter auf dem  

Spiel stehen. Zwar setzt die Feststellung einer Gefahr nicht 

notwendig die genaue Kenntnis der zum Schadenseintritt führen- 

den Kausalverläufe voraus; vielmehr lässt sich ein bestehender 

Ursachenzusammenhang und damit die hinreichende Wahrschein- 

lichkeit des Schadenseintritts - namentlich wenn es um die 

Feststellung abstrakter Gefahren geht - auch indirekt mit Hil- 

fe statistischer Methoden nachweisen. Doch liegen, wie bereits 

erwähnt, hinsichtlich der erhöhten Gefährlichkeit bestimmter 

Hunderassen derzeit weder aussagekräftige Statistiken noch  

sonstige gesicherte Erkenntnisse vor, auf die der Antragsgeg- 

ner sich beim Erlass der Gefahrtier-Verordnung hätte stützen  

können. 

 

c ) Das Fehlen einer gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage führt  

zur Nichtigkeit der angegriffenen Bestimmungen, soweit sie die 

Haltung von Hunden der Rasse American Staffordshire Terrier 
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betreffen. In die Nichtigerklärung ist § 1 Abs. 5 GefTVO ein-

zubeziehen, weil diese Vorschrift mit der Nichtigerklärung von  

§ 1 Abs. 1 und 2 GefTVO hinfällig wird. Hingegen berührt die 

Nichtigerklärung nicht die Vorschriften des § 1 GefTVO in Be- 

zug auf die anderen in Absatz 1 genannten Hunde und das Züch- 

tungs- und Vermehrungsverbot, die selbständig Bestand haben  

können. Diese Vorschriften sind nicht Gegenstand des vorlie- 

genden Normenkontrollverfahrens und können daher in diesem  

Verfahren nicht verworfen werden. 

 

Es besteht kein Anlass, die angegriffenen Bestimmungen trotz  

ihrer Rechtswidrigkeit ganz oder teilweise für weiter anwend- 

bar zu erklären. Daher kann unentschieden bleiben, ob ein der- 

artiger Ausspruch gemäß § 47 Abs. 5 VwG0 überhaupt in Betracht 

kommt. Namentlich ist der notwendige Schutz der Bevölkerung  

vor den von Hunden ausgehenden Gefahren in Anbetracht der vor-

handenen Mittel vor allem des Strafrechts und des allgemeinen 

Sicherheitsrechts gewahrt. Die weitergehenden Schutzvorkehrun- 

gen in den angegriffenen Bestimmungen der Gefahrtier- 

Verordnung sind zur Erfüllung der staatlichen Schutzpflicht  

nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, die nur bei völliger Unzuläng- 

lichkeit der getroffenen Schutzmaßnahmen verletzt ist (vgl.  

BVerfG, Beschluss vom 28. Februar 2002, a.a.O., m.w.N.), nicht 

unverzichtbar. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 Satz 3 VwGO. 

 

Bardenhewer Hahn  Gerhardt 

 

Büge Graulich 
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B e s c h 1 u s s 

 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Revisionsverfah- 

ren auf 4 090 € (entspricht 8 000 DM) festgesetzt. 

 

Bardenhewer Gerhardt Graulich 


